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1 Haftungsausschluss


Obwohl alle Fakten zu diesem Büchlein sorgfältig recherchiert und nach bestem Wissen wiedergegeben wurden, können weder Autor noch Verlag eine Haftung für die Richtigkeit übernehmen. Dafür bitten wir um Verständnis.




2 Der Sicherheitsbedarf


Spätestens seit den Vorkommnissen der Silvesternacht 2015 in Köln, in der Frauen von männlichen Asylanten sexuell belästigt, vergewaltigt und bestohlen wurden, sind die Themen „Bürgerwehr“, „Sicherheitswacht“ oder ähnliches in aller Munde, genauer gesagt in allen Medien. In Köln, Düsseldorf und anderswo hatten sich Einwohner spontan via Facebook zu „Streifengängen“ verabredet.


Auch in vielen anderen Orten entstehen Bürgerwehren oder Sicherheitswachten. Die Ursachen für diese Entwicklung sind, dass viele Bürger sich nicht mehr sicher fühlen und sich nicht ausreichend von der Polizei geschützt fühlen.1 Zumindest subjektiv fühlen sich viele Bürger zunehmend bedroht. Pressemeldungen zufolge hat die Beantragung von kleinen Waffenscheinen in letzter Zeit sprunghaft zugenommen.2


Hinzu kommt, dass viele Menschen den Glauben an die Politik und den Staat verloren haben. Dazu haben verschiedene Verhaltensweisen staatlicher Organe und auch der unkritische Gehorsam der Presse beigetragen. Es wurden beispielsweise




	die offizielle Anzahl der Asylanten herunter geredet bzw. nur scheibchenweise erhöht. 2015 rechnete die Bundesregierung ursprünglich mit 300.000, dann mit 400.000 und später mit 800.000 Flüchtlingen. Es wurden schließlich über eine Million.3



	Straftaten durch Asylanten verschwiegen,


	selbst leise Kritiker von der Presse und Politikern sofort in die „rechte Ecke“ gestellt,


	die Kosten für den Steuerzahler nicht transparent gemacht.





Das Volk ist sich jedoch sehr wohl im Klaren über die langfristigen Folgen der Aufnahme von zu vielen Asylanten und den Gefahren aus schlechter Integration und hat entsprechende Ängste:




	Die Asylantenflut endete nicht Ende 2015. Sie wird 2016 und 2017 in mindestens gleicher Höhe weitergehen. Pro Jahr sind ca. 1,5 Mio. Personen zu erwarten, von denen ca. die Hälfte bleiben darf. Im Durchschnitt will jede Person, die bleiben darf, vier Familienmitglieder nachholen.4 So kann man hochrechnen, dass in fünf Jahren ca. 10 Mio. Moslems zusätzlich in Deutschland leben werden. Die Regierung spielt das herunter, bezeichnend ist folgender Bericht: „Mit insgesamt 3,6 Millionen Flüchtlingen rechnet die Bundesregierung laut "Süddeutscher Zeitung" bis 2020. Das sei eine technische Annahme aus dem Wirtschaftsministerium, hieß es. Der Leiter des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge, Frank-Jürgen Weise, hat Angaben über 3,6 Millionen Flüchtlinge bis 2020 in Deutschland als Spekulation zurückgewiesen. "Mit der Zahl rechne ich nicht", sagte Weise in Berlin. Zu viele Faktoren wie etwa die künftige Flüchtlingspolitik in der Türkei spielten hierfür eine Rolle, die bisher völlig unabsehbar seien.“5



	Die finanziellen Belastungen spürt jeder jetzt schon bei den Krankenkassenbeiträgen. Es ist klar, dass der Steuerzahler für die Finanzierung der Unterbringung, Ausbildung und Integration zur Kasse gebeten wird. Ein Vorschlag für eine zusätzliche Benzinsteuer lag bereits auf dem Tisch. Dass er zurückgenommen wurde, heißt nicht, dass die Sache vom Tisch ist. Neuere Schätzungen der Grünen gehen von 20 Milliarden Euro Integrations-Kosten in den nächsten 5 Jahren aus.6



	Insbesondere die sozial und beruflich schwächeren Deutschen befürchten, beim Kampf um Arbeitsplätze ins Hintertreffen zu geraten.


	Das von der Politik angeführte Argument, dass Deutschland wegen der alternden Bevölkerung die Zuwanderung junger Arbeitskräfte braucht, lässt außer Betracht, dass die Industriestaaten vor einer Automatisierungswelle ungeahnten Ausmaßes stehen (Stichwort „Industrie 4.0“). Es gibt Prognosen7, die vorhersagen, dass innerhalb der nächsten 20 Jahre etwa die Hälfte aller Arbeitsplätze durch Roboter/Automaten bedroht ist. Einigermaßen verschont werden davon nur Führungskräfte und akademische Berufe. Selbst bisher sichere Jobs, wie Fernfahrer und Buchhalter werden weitestgehend durch Automaten ersetzt. Nur wenige werden noch für Überwachungsarbeiten benötigt. Wenn diese erwartete Entwicklung tatsächlich so eintritt, ist es eigentlich von Vorteil, dass die Bevölkerung altert und somit die Anzahl der Personen im arbeitsfähigen Alter abnimmt.8 Denn es wird in Zukunft weniger Arbeit geben. Insofern wäre die Zuwanderung von jungen, meist wenig qualifizierten Arbeitskräften kontraproduktiv. Erstens werden keine gering Qualifizierten mehr benötigt, zweitens marschieren diese Personen überwiegend in eine Langzeitarbeitslosigkeit, die den deutschen Steuerzahler teuer zu stehen kommen wird. Der Steuerzahler wird sowieso schon das Problem haben, die kommende Rentenlücke zu schließen. Dazu tragen gering Qualifizierte wenig bei. Im Gegenteil, sie müssen am Ende ebenfalls unterhalten werden.







	Es gibt Ängste, dass durch die große Zahl an Moslems ein islamischer Staat im Staat entstehen könnte, den die Regierung nicht mehr unter Kontrolle hat. Es gibt ja bereits Stadtviertel in einigen Städten (z.B. Bremen, Berlin), in die sich die Polizei nicht mehr hinein traut (no-go-areas).9 Deren (überwiegend muslimische) Bewohner erkennen das Gewaltmonopol des Staates nicht an, sondern haben ihre eigene Parallel-Justiz. Viele Deutsche haben auch Angst vor dem Islam, einer Religion die noch im Mittelalter lebt, die noch keine Reformation hatte.10



	Zu allem Überfluss gibt es anscheinend Anzeichen, dass Putin Flüchtlinge aus Zentralasien, die bereits jahrelang in Russland gelebt hatten, ermuntert über die „Eisroute“ nach Norwegen zu ge hen, um die Europäische Union zu schwächen. Dies behauptet zumindest EU-Kommissar Johanes Hahn.11






Gegen die humanitären Gründe für die Aufnahme von Asylanten ist selbstverständlich nichts einzuwenden. Viele Bürger haben Mitleid mit den Syrern, deren Städte zerbombt werden und sind bereit, diesen zumindest für einige Jahre Asyl zu gewähren.


Insgesamt hat sich die Stimmung in weiten Teilen der Bevölkerung verschlechtert. Sie fühlen sich von der Politik übergangen und belogen. Als eine Folge davon erfährt die AfD derzeit einen starken Zulauf. Das ist jedoch kein Verdienst der AfD, sondern hauptsächlich das Versagen der etablierten Parteien. Insgesamt deutet dies auf ein großes Protestpotenzial in der Wahlbevölkerung hin. Denn bis jetzt ist die Angst vor einem Rechtsrutsch das Einzige, was die etablierten Parteien und die Regierung zum Umdenken bringt.


Auch die vermehrte Gründung von Bürgerwehren ist ein Ausdruck dieser Verärgerung. Natürlich passt das den etablierten Politikern nicht. Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD) hat davor gewarnt, Bürgerwehren zu gründen oder sich ihnen anzuschließen. Das staatliche Gewaltmonopol dürfe niemand in Frage stellen. „Wir werden hart gegen Bürgerwehren vorgehen“.12


Dieses Büchlein soll allen, die eine Bürgerwehr/Sicherheitswacht gründen wollen, helfen nicht gegen gesetzliche Vorschriften zu verstoßen. Denn dann kann niemand „gegen Sie vorgehen“.





1 Vgl. http://www.metropolico.org/2016/01/16/wir-werden-hart-gegen-buergerwehren-vorgehen/


2 Vgl. http://www.focus.de/finanzen/recht/beunruhigender-trend-immer-mehr-deutsche-besorgen-sich-einen-kleinen-waffenschein_id_5270277.html vom 09.02.2016


3 Vgl. http://www.merkur.de/politik/wie-viele-fluechtlinge-kommen-2016-nach-deutschland-6004062.html vom 25.02.2016


4 Vgl. Soeren Kern: http://de.gatestoneinstitute.org/6804/deutschland-20-millionen-muslime vom 02.11.2015


5 Vgl. http://www.sueddeutsche.de/news/politik/migration-weise-rechnet-nicht-mit-36-millionen-fluechtlingen-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-160225-99-980116 vom 25.02.2016


6 Vgl. http://www.faz.net/aktuell/politik/fluechtlingskrise/fluechtlingskrise-integrationskosten-auf-20-mrd-euro-geschaetzt-13998622.html vom 05.01.2016


7 Vgl. ING-DiBa: Die Roboter kommen, Economic Research 30.04.2915


8 Vgl. Rainer Hank / Georg Meck: Weniger Deutsche sind ein Glück, in FAZ vom 29.02.2016, http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/thomas-straubhaar-ueber-demographie-und-fluechtlings-debatte-14094149.html


9 Vgl. http://www.focus.de/politik/deutschland/nicht-nur-duisburg-betroffen-no-go-areas-in-deutschland-in-diese-viertel-traut-sich-selbst-die-polizei-nicht_id_4895620.html vom 22.08.2015


10 Vgl. Khola M. Hübsch: Auch das ist Islam, in Zeit-Online vom 01.01.2015, http://www.zeit.de/2014/52/reformation-islam-interpretation-religion


11 Vgl. Ida Haltaufderheide: Verdacht: Russland schickt zusätzlich Menschen nach Europa, in Focus-Online vom 25.02.2015, http://www.focus.de/politik/ausland/fluechtlinge-aus-russland-eu-kommissar-vermutet-russland-schickt-zusaetzlich-menschen-nach-europa_id_5314366.html


12 Vgl. http://www.metropolico.org/2016/01/16/wir-werden-hart-gegen-buergerwehren-vorgehen/





3 Was soll mit der Gründung einer Bürgerwehr erreicht werden?


Ausgangslage


Ausgangslage sind die Ängste der Bevölkerung, z.B.:




	Die Bewohner haben Angst vor Einbrüchen, Diebstahl, Überfällen oder Vergewaltigungen.


	Die Bewohner fühlen sich unsicher, wenn sie sich z.B. auf dem Heimweg von der Arbeit oder vom Einkaufen befinden oder auch nur bei Spaziergängen.


	Die Bewohner fühlen sich unsicher, wenn fremdländische aussehende Gestalten „herum lungern“ oder „herum schleichen“.





Ziele


Mit der Gründung einer Bürgerwehr/Sicherheitswacht soll in der Regel folgendes erreicht werden:




	Abschreckung von Einbrechern


	Sicherheit beim Bewegen im eigenen Wohngebiet, z.B.



	auf Wegen von/zur S-Bahn, Arbeit, Schule oder Einkaufen


	bei Spaziergängen







	Verringerung der Angst vor Überfall, Diebstahl, sexueller Belästigung oder gar Vergewaltigung


	Normalerweise will man auch nicht in „die rechte Ecke gestellt“ werden, nur weil man als Anwohner die Sicherheit im eigenen Wohngebiet erhöhen will.





Maßnahmen


Die oben genannten Ziele können z.B. erreicht werden durch:




	Präsenz der Bürgerwehr/Sicherheitswacht auf der Straße



	Einheitliche Kleidung der Mitglieder


	Regelmäßige Streifen durch 2-3 Personen starke Teams







	Ansprechen/Eingreifen falls nötig


	Zusammenarbeit mit der Polizei


	keine Aufnahme von ortsfremden Personen, um eine Unterwanderung durch Extremisten jeglicher Couleur zu vermeiden


	positive Außendarstellung von Anfang an, z-B.



	Sicherheitspartner der Polizei


	Bekanntmachung durch Flugblätter


	Image als Freund und Helfer


	Ansprechen der Ängste der Bevölkerung









Den rechtlichen Rahmen für diese Maßnahmen bildet die Gründung einer „Organisation“.





4 Rechtsformüberlegungen


Das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB) regelt u.a. „Gesellschaften“ und „Vereine“. Bei den Vereinen unterscheidet es zwischen dem "nicht wirtschaftlichen Verein" oder "Idealverein" und dem "wirtschaftlichen Verein". Im Rahmen des Idealvereins unterscheidet das BGB wiederum den rechtsfähigen Verein (§§ 21-53) und den nichtrechtsfähigen Verein (§ 54).


4.1 Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR)


Wenn sich mehrere Personen zusammenschließen um z.B. gemeinsam ein Geschäft zu tätigen oder eine Immobilie zu kaufen, so entsteht auch ohne schriftlichen Vertrag ein Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), auch BGB-Gesellschaft genannt (§§ 705ff. BGB). Oft sind sich die Beteiligten dessen gar nicht bewusst, z.B. wenn ein Ehepaar gemeinsam eine Eigentumswohnung kauft.


Bei der GbR gibt es einen festen Bestand an Mitgliedern, die alle Entscheidungen gemeinsam treffen müssen und gesamthänderisch für Schulden haften. Ein Gläubiger kann sich also jeden der GbR-Gesellschafter herauspicken und dieser haftet für Verbindlichkeiten der Gesellschaft. Verlässt ein Gesellschafter die GbR, so gilt diese als aufgelöst, auch bei Tod. Wenn das BGB von „Gesellschaft“ spricht, dann meint es die GbR.


4.2 Nicht eingetragener Verein (n.e.V.)


Da ein Verein erst rechtsfähig wird, wenn er im Vereinsregister eingetragen wurde, ist ein nicht eingetragener Verein zwangsläufig nicht rechtsfähig. Auf Vereine, die nicht rechtsfähig sind, finden die Vorschriften über die Gesellschaft (GbR) Anwendung. Aus einem Rechtsgeschäft, das im Namen eines solchen Vereins einem Dritten gegenüber vorgenommen wird, haftet der Handelnde persönlich; handeln mehrere, so haften sie als Gesamtschuldner (§ 54 BGB).


Im Gegensatz zur GbR hat ein n.e.V. jedoch eine Satzung, einen Vorstand und eine Mitgliederversammlung. Mitglieder können ein- und austreten, ohne dass der n.e.V. aufgelöst wird.


Die Mitglieder wirtschaftlicher nichtrechtsfähiger Vereine haften i.S.d. §°22 BGB persönlich, während die Mitglieder nichtwirtschaftlicher nichtrechtsfähiger Vereine i.S.d. § 21 BGB nicht persönlich für Verbindlichkeiten des Vereins haften.13


Vorteile eines n.e.V. sind, dass zur Gründung nur zwei Personen erforderlich sind und, dass der administrative Aufwand sehr viel geringer ist. Er kann für kurzfristige Ziele wie Bürgerinitiativen attraktiv sein, da man sich die Gerichtskosten der Eintragung spart. In der Rechtsform des nicht eingetragenen Vereins organisiert sind insbesondere: Gewerkschaften, zum Teil Arbeitgeberverbände, politische Parteien, Studentenverbindungen sowie die Bundesärztekammer.14


4.3 Eingetragener Verein (e.V.)


Unter „eingetragen“ versteht man, dass der Verein im staatlichen Vereinsregister eingetragen ist, das von den örtlichen Amtsgerichten geführt wird.


Eingetragene Vereine sind juristische Personen. Sie sind vollrechtsfähig, das heißt, sie können als Rechtssubjekte selbst Träger von Rechten und Pflichten sein. Sie können vor Gericht klagen und verklagt werden. Der Vorstand vertritt den Verein nach außen.


Für die Verbindlichkeiten des e.V. haftet nur das Vereinsvermögen, d.h. dass Mitglieder und Vorstand nicht mit ihrem Privatvermögen in Anspruch genommen werden können. Dies gilt auch für Rechtsgeschäfte, die der Vorstand für den Verein abschließt, solange es sich nicht um unerlaubte Handlungen handelt (§§ 31, 31a, 31b BGB).


Für die Gründung müssen sich mindestens sieben Personen zusammenfinden (§ 56 BGB). Sinkt die Mitgliederzahl im Laufe der Zeit unter drei, so hat das Amtsgericht dem Verein die Rechtsfähigkeit zu entziehen (§ 73 BGB). Er wird dann entweder aufgelöst oder existiert u.U. als n.e.V. weiter.


Desweiteren kann dem e.V. die Rechtsfähigkeit entzogen werden, wenn




	durch einen gesetzeswidrigen Vorstands- oder Mitgliederversammlungsbeschluss das Gemeinwohl gefährdet ist,


	der Verein satzungswidrig wirtschaftliche Zwecke verfolgt,


	der Verein keinen Vorstand mehr gem. § 26 BGB besitzt. Hier muss das zuständige Amtsgericht einen Notvorstand berufen.





Für eingetragene Vereine sind zwei Organe vorgeschrieben, Vorstand (§°26 BGB) und Mitgliederversammlung (§ 32 BGB), deren Verhältnis untereinander in der Satzung zu regeln ist.


Steuerliche Vergünstigungen (§§ 51 ff. AO) gibt es nur für rechtsfähige, nicht-wirtschaftliche Vereine, das sind z.B. Sportvereine.


Einen Verein kennzeichnet also, dass sich




	mehrere Personen (mindestens 7)


	auf eine gewisse Dauer


	zu einem gemeinsamen Zweck


	unter einem gemeinsamen Namen zusammenfinden


	der Verein durch einen Vorstand vertreten wird


	und sein Fortbestehen vom Wechsel der Mitglieder unabhängig ist.





Vereine sind im Übrigen vom Grundgesetz geschützt (Art. 9 Abs. 1 GG)





13 Vgl. https://de.wikipedia.org/wiki/Verein#Rechtliche_Formen_von_Vereinen, Fußnote 9 Stand 23.02.2016


14 Vgl. https://de.wikipedia.org/wiki/Verein#Rechtliche_Formen_von_Vereinen, Stand 23-02.2016





5 Gründung einer Bürgerwehr oder Sicherheitswacht als e.V.


5.1 Ablauf der Gründung


Die Gründung eines e.V. läuft wie folgt ab:




	Sechs Gleichgesinnte suchen


	Sich informell auf einen Vorstand und Stellvertreter einigen


	Den Sitz des Vereins festlegen


	Den Namen des Vereins festlegen


	Eine Satzung entwerfen


	Die Gründungsversammlung durchführen und protokollieren


	Einen Notar-Termin wegen Eintragung vereinbaren


	Der Notar veranlasst die Eintragung ins Vereinsregister





5.2 Gründungsmitglieder


Wenn Sie eine Bürgerwehr oder Sicherheitswacht als e.V. gründen wollen, suchen Sie sich sechs Gleichgesinnte, da zur Gründung mindestens sieben Personen erforderlich sind. Da der Charakter des Vereins bei der Gründung geprägt wird, empfiehlt es sich, nicht mehr Personen als nötig in die Gründung zu involvieren. Es ist dann leichter Zweck und Ziele des Vereins nach Ihren Vorstellungen durchzusetzen. Sie wissen ja: „viele Köche verderben den Brei“. Später eintretende Mitglieder müssen sich mit der beschlossenen Prägung abfinden oder eben wegbleiben.
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